
 

 

 
 

Regierungsratsbeschluss vom 19. Februar 2019  

 
 Nr. 2019/220  

Petition für bezahlbare Krankenkassenprämien durch wirksamere Entlastung 
Stellungnahme des Regierungsrates und Schreiben an die Sozialdemokratische Partei 
Kanton Solothurn 
  

1. Petitionstext 

Die Sozialdemokratische Partei Kanton Solothurn unterbreitet dem Regierungsrat des Kantons 
Solothurn die Petition „Bezahlbare Krankenkassenprämien durch wirksamere Entlastung“. 

2. Stellungnahme des Regierungsrates 

2.1 Formelles 

Die Eingabe "Bezahlbare Krankenkassenprämien durch wirksame Entlastung" vom 8. November 
2017 richtet sich an den Regierungsrat. Sie wird gemäss Art. 26 der Verfassung des Kantons So-
lothurn vom 8. Juni 1986 (KV, BGS, 111.1) als Petition entgegengenommen und behandelt. 

2.2 Materielles 

2.2.1 Ausgangslage 

Die Kosten im Gesundheitswesen und damit verknüpft die Höhe der Prämien für die obligatori-
sche Krankenversicherung steigen seit Jahren. Die von Bund und Kanton gewährte Subvention 
deckt trotz jährlicher Erhöhung einen immer geringeren Teil der Prämien ab. Die verfügbaren 
Mittel sind in den letzten Jahren zunehmend durch Beziehende von Ergänzungsleistungen und 
Sozialhilfe sowie zur Deckung von Verlustscheinen beansprucht worden. Entsprechend weniger 
Verbilligungen konnten den individuellen Gesuchstellenden gewährt werden. Inzwischen muss-
te das Parametermodell 2018 bis an die gesetzlichen Grenzen ausgeschöpft werden. 

Dennoch hat der im Jahr 2018 gemäss § 93 des Sozialgesetzes vom 31. Januar 2007 (SG, BGS 
831.1) eingestellte Kredit für die Prämienverbilligung nicht ausgereicht, um die gesetzlichen An-
sprüche zu decken. Das Defizit beläuft sich nach aktuellem Kenntnisstand auf rund 8,3 Mio. 
Franken (im Vorjahr 16 Mio. Franken). Es kommt damit zum dritten Mal in Folge zu einem Über-
schreiten des Voranschlages und zum Einholen eines Nachtragskredites. Damit ist der im Sozial-
gesetz verankerte Mechanismus zum Bereitstellen des Kredites für die Prämienverbilligung an 
seine Grenzen gestossen. 

2.2.2 Entkoppelung IPV und Verlustscheine 

Bereits mit der Vorlage zur Prämienverbilligung 2019 wurde dem Kantonsrat infolge der Ent-
wicklung vorgeschlagen, die Übernahme der Verlustscheine aus nicht bezahlten KVG-Prämien 
aus dem Verbilligungskredit herauszulösen. Die Finanzgrösse soziale Sicherheit sei dabei um ei-
ne Position Verlustscheine KVG zu ergänzen und mit 12 Mio. Franken zu dotieren. Gleichzeitig 
wurde dem Kantonsrat empfohlen, die Mittel für die Prämienverbilligung ordentlich nach § 93 
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SG (80% des Bundesbeitrages) festzusetzen und diese in erster Linie zur Subvention der Prämien 
zur Verfügung zu stellen. Nur wenn sich Überschüsse ergeben, sollen diese zur Deckung von 
Verlustscheinen verwendet werden. Der Kantonsrat hat dieser Lösung mit Beschluss vom 11. De-
zember 2018 (SGB 0128/2018) zugestimmt. Voraussichtlich sollten nun für das Jahr 2019 genü-
gend Mittel budgetiert sein, um die gesetzlichen Ansprüche zur Prämienverbilligung und eben-
so angefallene Verlustscheine zu decken. Die in der Petition genannte Forderung nach einer 
Entkoppelung der beiden Leistungsbereiche wurde damit erfüllt. 

2.2.3 Aufstockung der Mittel ist eine Kompetenz des Kantonsrates 

Mit der getroffenen Lösung steht insgesamt nicht mehr Geld zur Vergünstigung der Kranken-
versicherungsprämien von Personen in bescheidenen wirtschaftlichen Verhältnissen gemäss Art. 
65 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung vom 18. März 1994 (KVG, SR 
832.10) zur Verfügung. Es können nach wie vor nur die für den Kanton Solothurn definierten 
Mindeststandards erfüllt werden bzw. das Parametermodell musste auch für das Jahr 2019 voll 
ausgeschöpft werden. Damit erfahren anspruchsberechtigte Personen auch aktuell keine stärke-
re Entlastung als im Vorjahr. 

Letztlich liegt es gemäss Art. 93 SG in der Kompetenz des Kantonsrates, über das gesetzlich 
festgelegte Minimum hinaus Mittel für die Prämienverbilligung zu sprechen. Er hat die Mög-
lichkeit, diese freiwillig um 30 Mio. Franken aufzustocken. Bis heute hat er diese Kompetenz 
nicht genutzt; dies vor allem aus finanzpolitischen Überlegungen. Trotzdem ist unbestritten, 
dass es sinnvoll und richtig ist, bestimmte Bevölkerungskreise finanziell zu entlasten; zumal die 
Prämienverbilligung eingeführt wurde, weil die obligatorische Krankenversicherung auf einem 
Modell mit Kopfprämie basiert bzw. seinerzeit auf eine einkommensabhängige Beitragsgestal-
tung verzichtet wurde. 

2.2.4 Ausblick und weitere Schritte 

Das Bundesparlament hat am 17. März 2017 eine Änderung des KVG beschlossen (BBl 2017 
2389).  

Die Änderung sieht vor: 

 Eine Entlastung der Versicherer im Risikoausgleich für die jungen Erwachsenen. 
 Die Verpflichtung der Versicherer, für Kinder und für junge Erwachsene eine tiefere Prämie 

festzulegen als für die übrigen Versicherten; die Prämie für Kinder muss tiefer sein als dieje-
nige für junge Erwachsene.  

 Eine Erhöhung der Prämienverbilligung für Kinder durch die Kantone auf mindestens 80%. 

Diese Änderungen sind am 1. Januar 2019 in Kraft getreten. Für die Kantone gilt eine zweijähri-
ge Übergangsfrist zur Anpassung ihrer Systeme der Prämienverbilligung. Im Kanton Solothurn 
ist deshalb spätestens auf das Jahr 2021 die Sozialverordnung anzupassen. Die Änderungen 
werden die Kosten bei der Prämienverbilligung beeinflussen; es wird eine Kostensteigerung er-
wartet, die wahrscheinlich nicht durch die Senkungen bei den Prämien für die jungen Erwach-
senen ausgeglichen werden kann. Das genaue Ausmass ist aber noch unbekannt. 

Weiter hat das Bundesgericht am 22. Januar 2019 den Kanton Luzern betreffend ein wegwei-
sendes Urteil gefällt. In diesem äussert es sich dahingehend, dass die Grenze für das massgeben-
de Einkommen, welche zu einem Bezug von Prämienverbilligung berechtigen, bundesrechtskon-
form auszugestalten sind. Der Kanton Luzern hat für das Jahr 2017 die Grenze für das massge-
bende Einkommen, ab welcher keine Verbilligung mehr ausgeschüttet wird, bei 54'000.00 Fran-
ken festgesetzt. Das Gericht hat diese nicht mehr als bundesrechtskonform bewertet. Obwohl 
die im Kanton Solothurn geltende Grenze mit 72'000.00 Franken wesentlich über diesem Wert 
liegt, werden wir die aktuellen Parameter im Zuge der ohnehin nötigen Anpassungen und im 
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Lichte der neuesten Rechtsprechung einer fachlichen Prüfung unterziehen. Ebenso sind die fi-
nanziellen Auswirkungen zu ermitteln. Deshalb wird das Departement des Innern zusätzlich zu 
den Revisionsarbeiten verbindlich damit beauftragt, die nötigen Abklärungen zeitnah zu tref-
fen.  

3. Beschluss 

Gestützt auf Artikel 26 der Kantonsverfassung 

3.1 Das Departement des Innern, vertreten durch das Amt für soziale Sicherheit, wird 
beauftragt, abzuklären, welche Auswirkungen das Urteil des Bundesgericht vom 22. 
Januar 2019 (8C_228/2018) gegen den Kanton Luzern betreffend Prämienverbilligung hat. 
Es kann dazu nach Bedarf aussenstehenden Fachexperten hinzuziehen. Dem 
Regierungsrat ist ein entsprechender Bericht mit Empfehlungen bis Ende 2019 vorzulegen. 

3.2 Das Schreiben an die Sozialdemokratische Partei Kanton Solothurn betreffend die Petition 
"Bezahlbare Krankenkassenprämien durch wirksame Entlastung" vom 19. Februar 2019 
wird beraten und beschlossen.  

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

  

Beilagen 

Schreiben an die Sozialdemokratische Partei Kanton Solothurn, Postfach 1555, 4502 Solothurn 

Verteiler 

Departement des Innern, Departementssekretariat 
Amt für soziale Sicherheit (3); HAN, MUS, BOR (2017/066) 
Staatskanzlei 
Parlamentsdienste 
Medien (JAE) 


